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Einleitung 

I. Zielsetzung der Darstellung 

Das spanische Recht besitzt in der deutschen Rechtsvergleichung bisher ei-
nen eher untergeordneten Stellenwert. I Dies mag neben Sprachschwierigkeiten 
auch daran liegen, daß das spanische Rechtssystem, teilweise zu Recht, als an-
tiquiert und wenig effektiv gilt. Im Gegensatz zur Bedeutung in der wissen-
schaftlichen Diskussion hat das spanische Recht jedoch eine stetig wachsende 
Relevanz in der Praxis. Das Land am Mittelmeer ist nämlich nicht nur der 
Deutschen liebstes Reiseziel, sondern zugleich ein bedeutender Standort deut-
schen Grundbesitzes im Ausland, sei es nun in Fonn des klassischen Ferien-
hauses oder im rechtlich nicht selten problematischen Gewande moderner time-
sharing-Verträge. Auch die wirtschaftlichen Verflechtungen zwischen beiden 
Ländern nehmen mittlerweile einen beachtlichen Umfang ein. Neben regen 
Handelsbeziehungen ist Spanien zunehmend Ziel gewichtiger Investitionen und 
Unternehmenskooperationen der deutschen Wirtschaft geworden.2 Wirtschafts-
politisch steht das Land derzeit als einer der Musterknaben im zügig zusam-
menwachsenden Europa da. Mit einem Wirtschaftswachstum von über 3 %, ei-
ner Inflationsrate auf dem historischen Tiefstand von 2 % und einem Anstieg 
der Exportrate von jeweils über 6 % in den Jahren 1996 und 1997 braucht sich 
Spanien nicht mehr zu verstecken.3 Die Erfiillung der Euro-Kriterien scheint 
mittlerweile auch gesichert.4 

Bei den geschilderten starken Verflechtungen bei der Staaten im privaten und 
ökonomischen Bereich, die in Zukunft noch zunehmen dürfte, ist die Kenntnis 
nicht nur des materiellen Rechts sondern auch des spanischen Prozeßrechts von 
wachsender Bedeutung. Zivilverfahren mit Beteiligung deutscher Parteien in 

'Näher AdomeitlFrühbeck, S. 10 ff. 
2ygl. auch AdomeitlFrühbeck, S. 10. 
3ygl. Frankfurter Allgemeine Zeitung v. 28.10.97, S. 20. Allein die hohe Arbeitslo-

senquote mit noch gravierenderer Jugendarbeitslosigkeit ist ein unübersehbarer Weh-
mutstropfen in der Leistungsbilanz des Landes. 

4Frankfurter Allgemeine Zeitung v. 9.12.97, S. 18. 

3· 
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Spanien5 werden in Zukunft keine Seltenheit mehr sein. Natürlich bleibt das 
spanische Prozeßrecht weiterhin Domäne der spanischen Anwälte und Richter. 
Gleichwohl wird der deutsche Rechtsberater zunehmend die prozessuale 
Durchsetzbarkeit möglicher Ansprüche in seine länderübergreifende Betrach-
tung einbeziehen müssen. Spätestens im Streitfalle ist es für den hiesigen Juri-
sten nicht unwichtig, die Erfolgschancen eines Verfahrens in Spanien abschät-
zen zu können. 

Die spanische Rechtswissenschaft und Praxis stellt dem derzeitigen Prozeß-
recht jedoch kein besonders gutes Zeugnis aus.6 Neben der verwirrenden Viel-
zahl an Verfahrensarten ist einer der schwerwiegendsten Mängel sicher die 
Langsamkeit der Verfahren. Schon aus diesem Grunde erscheint es besonders 
interessant, sich dem spanischen Eilrechtsschutz in Form des einstweiligen 
Rechtsschutzes (medidas cautelares) zuzuwenden. Denn je langsamer ein Pro-
zeß ist, desto wichtiger wird eine Rechtsschutzform, die eine Beschleunigung 
bei der Erlangung eines Titels und eine frühzeitige Sicherung der Zwangsvoll-
streckung geWährleisten kann. 

Eine Aufgabe der Arbeit ist es deshalb zu untersuchen, wie effektiv der 
einstweilige Rechtsschutz in Hinblick auf die beiden vorgenannten Gesichts-
punkte in Spanien ausgestaltet ist. Dazu gehört als eines der meistdiskutierten 
Probleme des einstweiligen Rechtsschutzes auch die Frage, ob nach spani-
schem Recht vorläufig befriedigende Maßnahmen statthaft sind und wie diese 
im einzelnen gehandhabt werden. Neben der ausführlich gehaltenen Darstel-
lung der verschiedenen Formen des einstweiligen Rechtsschutzes in Spanien 
soll ein Vergleich mit dem deutschen Recht dazu beitragen, die dogmatischen 
Schwierigkeiten, die diese Form des Eilrechtsschutzes in beiden Rechtsordnun-
gen mit sich bringt, ein wenig zu erhellen. Freilich war von Anfang an ersicht-
lich, daß die Vergleichung mit dem spanischen Recht keine revolutionären Er-
kenntnisse zur Lösung noch offener Fragen im deutschen Eilverfahren ergeben 
würde. Dennoch hat der Vergleich einige interessante Aspekte zu Tage geför-
dert, die man bei der Betrachtung des deutschen Rechts stärker berücksichtigen 
sollte. Damit auch für den spanischen Leser - die spanische Rechtswissenschaft 
zeigt ein erfreuliches Interesse am deutschen Recht - die direkte Gegenüberstel-
lung beider Rechte Gewinn bringt, mußte die Rechtslage in der Bundesrepublik 
hinreichend ausführlich dargelegt werden. Ein weiteres Ziel war, der Recht-
sprechung und damit der täglichen Praxis ein starkes Gewicht bei der Betrach-
tung einzuräumen, um ein möglichst realistisches Bild des Eilverfahrens zu 
zeichnen. Denn stärker als in Deutschland klaffen in Spanien Theorie und Pra-

'1m wirtschalilichen Bereich werden deutsche Tochtergesellschaften freilich meist 
als spanische Gesellschaften organisiert sein, was aber an der grundsätzlichen Interes-
senlage nichts ändert. 

6y gl. nur Ortells Ramos ZZPlnt 2 (1997) 95, 96 f. 
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xis im Verfahrensrecht oftmals erheblich auseinander. Nicht zuletzt ist die 
Kenntnis dieses Teilbereiches des spanischen Zivilverfahrens auch aus dem 
Gesichtspunkt der Diskussion über die Vereinheitlichung der Zivilprozeßrechte 
in Europa von Nutzen. 

11. Gegenstand und Gang der Darstellung 

Der Gegenstand der Untersuchung, die medidas cautelares oder der einst-
weilige Rechtsschutz, stellt eine der beiden tragenden Säulen im filigranen Ge-
bäude der spanischen Schnellverfahren dar, dessen zweiter Standpfeiler die 
zahlreichen summarischen Prozesse sind. Das erste Kapitel beschäftigt sich 
demgemäß zunächst mit den Grundlagen des einstweiligen Rechtsschutzes in 
Spanien und grenzt diesen nach einem Überblick über die Vielzahl der ver-
schiedenen einstweiligen Maßnahmen gegen die summarischen Prozesse ab. 
Das folgende zweite Kapitel beleuchtet die verfassungsrechtlichen Grundlagen 
des einstweiligen Rechtsschutzes in dem Bestreben, Reichweite und Grenzen 
dieser Rechtsschutzform aufzudecken. 

Für die anschließende Einzeldarstellung war eine Auswahl einiger Eilverfah-
ren anhand ihrer dogmatischen und praktischen Bedeutung unumgänglich. 
Dementsprechend widmet sich das dritte Kapitel der ältesten und bei weitem 
gebräuchlichsten Maßnahme, dem embargo preventivo oder Arrest. Ihm wird 
in Kapitel 4 das deutsche Arrestverfahren vergleichend gegenübergestellt. Den 
embargo preventivo an den Anfang zu setzen und besonders vertieft darzustel-
len, ist auch deshalb geboten, weil er als ausflihrlichste Regelung in der spani-
schen Zivilprozeßordnung (Ley de Enjuiciamiento Civil, LEC) Modellcharak-
ter besitzt. Wegen des beträchtlichen Alters der Arrestvorschriften (Art. 1397 -
1418 LEC) - sie existieren praktisch unverändert seit 1881 - bereitet ihre An-
wendung, wie zu zeigen sein wird, heute jedoch zunehmend Schwierigkeiten. 

Das fünfte Kapitel wendet sich dann den eigentlich erst seit dem Jahre 1984 
durch eine Eilreform der LEC zum Leben erweckten medidas cautelares in-
nominadas (einstweilige Verfügungen) zu. Diese Eilverfligung nach Art. 1428 
LEC hat die Landschaft des einstweiligen Rechtsschutzes in Spanien nachhaltig 
verändert, weshalb ihre theoretische und auch wachsende praktische Bedeutung 
nicht hoch genug eingeschätzt werden kann. Zudem stellt diese Eilmaßnahme 
eine gute Basis für den Vergleich mit der einstweiligen Verfügung nach den §§ 
935, 940 ZPO in Kapitel 6 dar. 

Endlich wird dann im siebten Kapitel der jüngste Sproß im verzweigten 
Baum der spanischen Eilverfahren vorgestellt, die Eilverfügung des im Jahre 
1991 erlassenen Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb. Die Behandlung 
der wettbewerbsrechtlichen Eilverfügung erscheint deshalb besonders reizvoll, 
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